
www.staatsanzeiger-eservices.de

Ausschreibungen in Bayern
Das eVergabe-Portal
DER eSERVICE FÜR AUSSCHREIBER UND BEWERBER

Staatsanzeiger eServices GmbH, Paul-Heyse-Straße 2–4, 80336 München

Telefon: (+49) 89/29 01 42-30, E-Mail: vertrieb@staatsanzeiger-eservices.de

Für Ausschreiber
– Editier- und speicherbare Formulare
– Schnittstellen zu allen relevanten Plattformen
und der Bayerischen Staatszeitung

– Zertifiziert und vergaberechtskonform
– Komplette Vergabeabwicklung online für
öffentliche, freihändige oder beschränkte
Ausschreibungen

Für Bewerber
– Gezielte Suche nach Aufträgen
– Öffentliche und private Ausschreibungen
– Größtes Angebot in Bayern
– Download von Vergabeunterlagen
– Upload Ihrer Angebotsabgabe
– GAEB online

weise aus vorgefertigten
Stahlbetonelementen davon
erfasst sein kann, wird der
konkrete Auftragsgegenstand
der Ausschreibung damit al-
lein nicht hinreichend be-
schrieben. Es kommt ebenso
auf die weiteren Präzisierun-
gen in der Auftragsbekannt-
machung selbst wie in der
funktionalen Leistungsbe-
schreibung im sachlichen Zu-
sammenhang an. Maßgeblich
ist dabei, dass bereits in der
Auftragsbekanntmachung ein
Modulgebäude in Stahlbau-
weise gemäß der Baugeneh-
migung verlangt wurde. Dies
ergibt sich ebenfalls aus dem
Sachzusammenhang der Ver-
gabeunterlagen. Der Bauge-
nehmigung liegen Planzeich-
nungen zugrunde, die eine
Stahlrahmenkonstruktion be-
inhalten.

Auch die funktionale Leis-
tungsbeschreibung geht von
einer Stahlbauweise aus und
lässt erkennen, dass der Auf-
traggeber ein Modulgebäude
in schlanker Stahlbauweise
verlangt. Aus der Sicht eines
durchschnittlich fachkundi-
gen Bieters ergibt sich somit
aus der Auftragsbekanntma-
chung in Verbindung mit den
Vergabeunterlagen, dass ein
Modulgebäude in Stahlbau-
weise gefordert wurde. Dem-
entsprechend stellt ein Ver-
bund aus Beton und Stahl,
selbst bei einer integrierten
Stahlkonstruktion, keine
Stahl-Modulbauweise dar. Er
ist als Aliud zu klassifizieren
und stellt eine Abweichung
von den Vorgaben der Verga-
beunterlagen dar.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Ver-
gaberecht bei Rödl & Partner in
Nürnberg.

Nach diesen Grundsätzen
entspricht das Angebot des
Bauunternehmers im Hin-
blick auf die angebotene mo-
dulare Bauweise im firmenei-
genen System aus Stahlbeton-
fertigteilen nicht den in den
Vergabeunterlagen konkreti-
sierten Vorgaben der Leis-
tungsbeschreibung, sondern
stellt demgegenüber ein Aliud
dar. Bei einer Auslegung nach
dem objektiven Empfänger-
horizont gemäß §§ 133, 157
BGB geht aus dem Wortlaut
der Ausschreibung hervor,
dass der öffentliche Auftrag-
geber unter Bezugnahme auf
die Baugenehmigung explizit
ein dauerhaftes Modulgebäu-
de in Stahlbauweise verlangt.
Es ist zu klären, ob ein durch-
schnittlicher Bieter des ange-
sprochenen Bieterkreises den
dort gewählten Begriff eines
„Modulgebäudes in Stahlbau-
weise“ auch so verstehen
durfte, dass das Gebäude aus
modular gefertigten Wand-
und Deckenscheiben aus
Stahlbeton hergestellt wird.

Anbieten, was

ausgeschrieben wurde

Letzteres ist unter Berück-
sichtigung des Bekanntma-
chungstextes in Verbindung
mit der Baugenehmigung und
der Leistungsbeschreibung zu
verneinen. Maßgeblich ist die
Auslegung des Begriffs „Mo-
dulgebäude in Stahlbauwei-
se“. Selbst wenn der Begriff
„Modulbau“ als fachspezifi-
scher Oberbegriff für die Bau-
weise aus vorgefertigten Ele-
menten, die auf der Baustelle
noch zusammengefügt wer-
den, anzusehen ist und inso-
fern auch die modulare Bau-

Die Vergabekammer Saar-
land wies den Nachprüfungs-
antrag mit Beschluss vom
18. November 2024 (Az.: 3
VK 03/2024) zurück. Nach
§ 16 EU Nr. 2 VOB/A sind
Angebote, die den Bestim-
mungen nach § 13 EU Abs. 1
Nr. 1, 2 und 5 VOB/A nicht
entsprechen, auszuschließen.
§ 13 EU Abs. 1 Nr. 5 VOB/A
besagt, dass das Angebot auf
der Grundlage der Vergabe-
unterlagen zu erstellen ist
und Änderungen an den Ver-
gabeunterlagen unzulässig
sind. Dabei muss der Bieter
das anbieten, was der öffent-
liche Auftraggeber ausge-
schrieben hat, und darf nicht
durch Anpassung der Aus-
schreibungsunterlagen etwas
anderes anbieten, als verlangt
wird.

Das Verbot einer Änderung
der Vergabe- beziehungsweise
Vertragsunterlagen dient ins-
besondere der Vergleichbar-
keit der Angebote und damit
einem fairen Wettbewerb. Un-
ter Berücksichtigung des Leis-
tungsbestimmungsrechts und
der Wettbewerbsgewährleis-
tung, die die Vergleichbarkeit
der Angebote voraussetzen, ist
der Begriff der Änderung der
Vergabeunterlagen weit zu
verstehen, sodass jede Abwei-
chung von den Vorgaben der
Vergabeunterlagen als Ände-
rung anzusehen ist. Für die Be-
wertung ist entscheidend, ob
unter Berücksichtigung des
objektiven Empfängerhori-
zonts in entsprechender An-
wendung der §§ 133, 157 BGB
die Ausschreibungs- bezie-
hungsweise Vergabeunterla-
gen und das eingereichte An-
gebot übereinstimmen. Dabei
sind sowohl die Vergabe- als
auch die Angebotsunterlagen
bei Unklarheiten auszulegen.

stellers vorgefertigt und auf
der Baustelle montiert. Die
Innenwände werden in Tro-
ckenbauweise hergestellt.

Mit einem Vorabinformati-
onsschreiben wurde der Bau-
unternehmer über seine
Nichtberücksichtigung unter-
richtet. Der Ausschluss wurde
damit begründet, dass das An-
gebot unzulässige Änderun-
gen an den Vergabeunterlagen
enthalte: Es beinhalte Stahl-
betonfertigelemente, was
nicht der geforderten Kon-
struktion in raumbildender
Stahlmodulbauweise mit
raumabschließender Füllung
in Trockenbaukonstruktion
entspreche. Der Bauunter-
nehmer rügte erfolglos seinen
Ausschluss und beantragte
daraufhin die Nachprüfung.

beschreibung hieß es außer-
dem: „Durch die Errichtung
des Gebäudes in Systembau-
weise/Modulbau mit hohem
Vorfertigungsgrad sollen eine
verkürzte Bauzeit sowie ein
hohes Maß an Nachhaltigkeit
und Wirtschaftlichkeit er-
reicht werden. Das Modulge-
bäude soll in schlanker Stahl-
bauweise ausgeführt werden.
Der Systemhersteller erstellt
das Angebot auf seine Sys-
tem-Stahlkonstruktion und
die darauf abgestimmte Pla-
nung. Die angebotene Kon-
struktion ist im Angebot zu
beschreiben.“

Ein Bauunternehmen bot
ein System auf Basis von
Stahlbetonfertigelementen an.
Dabei werden die Elemente in
den eigenen Werken des Her-

Ein öffentlicher Auftragge-
ber schrieb die schlüssel-

fertige Errichtung (Neubau)
eines Kindergartens mit acht
Krippengruppen im offenen
Verfahren europaweit nach
der VOB/A-EU aus. Neben-
angebote waren nicht zugelas-
sen. Der Neubau musste ge-
mäß der Baugenehmigung als
dauerhaftes Modulgebäude
mit hohem Vorfertigungsgrad
in Stahlbauweise erfolgen. In
der Baugenehmigung waren
für die tragenden Wände, Pfei-
ler, Stützen und Unterzüge ein
Stahlmodulbau mit bestimm-
ten Anforderungen an die
Wanddicke und den Brand-
schutz vorgesehen.

Die Planzeichnung sah eine
Stahlskelettkonstruktion vor.
In der funktionalen Leistungs-

Stahlbetonfertigteilbau ist kein Stahlmodulbau
Vergabekammer Saarland zur Änderung der Vergabeunterlagen

Um die schlüsselfertige Errichtung eines Kindergartens mit acht Krippengruppen gab es Streit (Symbolbild). FOTO: DPA/SVENSIMON, FRANK HOERMANN
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